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nungsabgrenzungsposten eingestellt. Dieser wird in der 
NKF-Ergebnisrechnung periodengerecht über die 
betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer aufgelöst, was sich 
als Ertrag in der NKF-Ergebnisrechnung darstellt. Die­
ser Ertrag steht auch für konsumtive Zwecke zur Verfü­
gung, kann also für Betriebskosten verwandt werden. 
Eine Verrechnung dieser wirtschaftlichen Vorteile mit 
den Ausgleichsansprüchen wegen konnexitätsbedingter 
Betriebskosten ist somit zulässig. Da die Erweiterung des 
finanziellen Handlungsspielraums der Kommunen über 
die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer zeitlich 
gestreckt erfolgt, kann die Anrechnung ebenfalls nur 
periodengerecht erfolgen. Die betriebsgewöhnliche Nut­
zungsdauer beträgt bei Neubauten 40 bis 80 Jahre, wobei 
mit Blick auf die besondere Zweckbestimmung der hier 
geschaffenen Neubauten der untere Wert der Berechnung 
zugrunde gelegt wird. Bei Umbauten beträgt die 
betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer fünf Jahre. Da das 
Land ein Interesse daran hat, die Anrechnung in einem 
kürzeren Zeitraum als in der betriebsgewöhnlichen Nut­
zungsdauer vorzunehmen, ist der Betrag von rund 282 
Mio. EUR auf einen Zeitraum von fünf Jahren (Kinder­
gartenjahre 2013/2014 bis 201712018) abzuzinsen. Wegen 
der unterschiedlichen Länge der beiden betriebsgewöhn­
lichen Nutzungsdauern ist eine Aufteilung dieses Betra­
ges auf Neubau- und Umbaumaßnahmen vorzunehmen. 
Dafür wird von einem Anteil von 95 v.H. für Neubauten 
ausgegangen. Bei einem angenommenen Zinssatz von 3,5 
v.H. über die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer ergibt 
sich danach ein Gesamtbarwert von rund 175,4 Mio. 
EUR. Die Verteilung dieses Betrages auf fünf Jahre führt 
unter Berücksichtigung einer Verzinsung von ebenfalls 
3,5 v.H. pro Jahr zu einem jährlichen Abzugsbetrag von 
rund 37,5 Mio. EUR. Insgesamt werden damit von den 
rund 282 Mio. EUR 187.695.262 EUR belastungsmin­
dernd in Ansatz gebracht. 

Die 187.695.262 EUR werden nach folgendem Schema 
abgezogen: 

2011/12: 0 EUR 

2012/13: OEUR 

2013/14: 37.539.052 EUR 

2014/15: 37.539.052 EUR 

2015/16: 37.539.052 EUR 

2016/17: 37.539.052 EUR 

2017/18: 37.539.052 EUR 

2018/19: OEUR. 

Durch die vorgesehene jährliche Anpassung von Berech­
nungsparametern an die tatsächliche Entwicklung kön­
nen sich die belastungsmindernden Beträge noch verän­
dern. 

6. Erstattung 

Somit ergeben sich nach dem derzeitigen Stand der 
Berechnungen folgende Erstattungsbeträge für das 
jeweilige Kindergartenjahr: 

6.1 2011/12: 54.008.541 EUR 

6.2 2012/13: 127.787.050 EUR 

6.3 2013/14: 214.026.897 EUR 

6.4 2014/15: 217.687.126 EUR 

6.5 2015/16: 221.515.518 EUR 

6.6 2016/17: 225.401.337 EUR 

6.7 2017/18: 229.345.443 EUR 

6.8 2018/19: 270.887.762 EUR. 

- Gv. NRW 2012 S. 510 
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Gesetz 

zur Sicherung eines qualitativ hochwertigen 
und wohnungsnahen 

Grundschulangehots in Nordrhein-Westfalen 
(8. Schulrechtsänderungsgesetz) 

Vom 13. November 2012 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
zur Sicherung eines qualitativ hochwertigen 

und wohnungsnahen 
Grundschulangebots in Nordrhein-Westfalen 

(8. Schulrechtsänderungsgesetz) 

Artikel! 
Änderung des Schulgesetzes NRW 

Das Schulgesetz NRW vom 15. Februar 2005 (Gv. NRW 
S. 102), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 14. Februar 2012 (Gv. NRW S. 97), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 10 Absatz 5 Satz 2 wird aufgehoben. 

2. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort "unter­
richtet" ein Komma und die Wörter "sofern nicht 
auf Grund der Vorschriften für die Klassengrößen 
nur jahrgangsübergreifende Gruppen gebildet 
werden können" eingefügt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,,(3) Die Klassen 3 und 4 sind entweder aufstei­
gend gegliedert oder können durch Beschluss der 
Schulkonferenz auf der Grundlage eines pädagogi­
schen Konzeptes mit der Schuleingangsphase ver­
bunden und jahrgangsübergreifend geführt wer­
den, sofern nicht auf Grund derVorschriften für die 
Klassengrößen nur jahrgangsübergreifende Grup­
pen gebildet werden können. Bei jahrgangsüber­
greifender Organisation in der Schuleingangsphase 
sind die Klassen 3 und 4 jahrgangsübergreifend zu 
führen, wenn jahrgangsbezogener Unterricht auf 
Grund der Vorschriften für die Klassengrößen die 
Bildung einer zusätzlichen Klasse zur Folge hätte. 
Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. " 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

,,(4) Jahrgangsübergreifender Unterricht entspre­
chend Absätzen 2 und 3 kann auch die Klassen 1 
bis 4 umfassen." 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

3. In § 12 Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter "Jahr­
gangsstufe 10" durch das Wort "Einführungsphase" 
ersetzt. 

4. In § 16 Absatz 4 Sätze 2 und 4 werden die Wörter 
"Jahrgangsstufe 10" jeweils durch das Wort "Einfüh­
rungsphase" ersetzt. 

5. § 17 Absatz 3 Satz 1 wird durch folgende Sätze 
ersetzt: 

6. 

"Der Unterricht wird in der Sekundarstufe I im Klas­
senverband und in Kursen erteilt. Der leistungsdiffe­
renzierte Unterricht kann binnendifferenziert im 
Klassenverband oder in Kursen erteilt werden. Für 
den Unterricht nach Neigung werden Kurse gebil­
det." 

Dem § 46 Absatz 3 werden folgende Sätze angefügt: 

"Der Schulträger legt unter Beachtung der Höchst­
grenze für die zu bildenden Eingangsklassen an 
Grundschulen nach der Verordnung gemäß § 93 
Absatz 2 Nummer 3 die Zahl und die Verteilung der 
Eingangsklassen auf die Schulen und Teilstandorte 
fest. Er kann die Zahl der in die Eingangsklassen 
aufzunehmenden Schülerinnen und Schüler einer 
Grundschule oder mehrerer Grundschulen begrenzen, 
wenn dies für eine ausgewogene Klassenbildung 
innerhalb einer Gemeinde erforderlich ist oder beson-
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dere Lernbedingungen oder bauliche Gegebenheiten 
berücksichtigt werden sollen. Die Vorschriften zu den 
Klassengrößen bleiben unberührt." 

7. § 77 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 5 wird das Wort "Arbeitgeberver­
bände" durch das Wort "Unternehmensverbände" 
ersetzt. 

b) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 6 einge­
fügt: 

,,6. die Unfallkasse Nordrhein-Westfalen,'.' 

c) Die bisherigen Nummern 6 bis 9 werden Num­
mern 7 bis 10. 

8. Dem § 80 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Schulentwicklungsplanung und Jugendhilfeplanung 
sind aufeinander abzustimmen." 

9. § 82 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Bei der Errichtung muss sie für mindestens fünf 
Jahre gesichert sein; dabei gelten 28 Schülerinnen 
und Schüler als Klasse, für Grundschulen, für 
Gesamtschulen und für Sekundarschulen 25 
Schülerinnen und Schüler." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Grundschulen müssen bei der Errichtung 
mindestens zwei Parallelklassen pro Jahrgang 
haben, bei der Fortführung mindestens 92 Schüle­
rinnen und Schüler. Die einzige Grundschule 
einer Gemeinde kann mit mindestens 46 Schüle­
rinnen und Schülern fortgeführt werden." 

10. § 83 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,,(1) Grundschulen mit weniger als 92 und min­
destens 46 Schülerinnen und Schülern können 
nur als Teilstandorte geführt werden (Grund­
schulverbund), wenn der Schulträger deren Fort­
führung für erforderlich hält. Kleinere Teilstand­
orte können ausnahmsweise von der oberen 
Schulaufsichtsbehörde zugelassen werden, wenn 
der Weg zu einem anderen Grundschulstandort 
der gewählten Schulart den Schülerinnen und 
Schülern nicht zugemutet werden kann und min­
destens zwei Gruppen gebildet werden können. 
Die Vorschriften zu den Klassengrößen bleiben 
unberührt. Spätestens fünf Jahre nach Bildung 
eines Grundschulverbundes ist in der Schule in 
einer einheitlichen Organisation gemäß § 11 
Absätzen 2 und 3 zu unterrichten. Bei jahrgangs­
übergreifendem Unterricht gemäß § 11 Absatz 4 
ist für die einheitliche Organisation ausreichend, 
wenn am anderen Teilstandort des Grundschul­
verbundes jahrgangsübergreifend in den Klassen 
1 und 2 sowie 3 und 4 unterrichtet wird. Die 
Schulaufsichtsbehörde soll Ausnahmen von der 
Verpflichtung zu einer einheitlichen Organisation 
gemäß den Sätzen 4 und 5 zulassen, sofern an 
einem Teilstandort auf Grund der Vorschriften für 
die Klassengrößen jahrgangsübergreifende Grup­
pen gebildet werden und die Schule durch ein 
pädagogisches Konzept darlegt, dass ein Einsatz 
der Lehrerinnen und Lehrer an allen Teilstandor­
ten im Grundschulverbund möglich ist." 

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt: 

,,(5) Eine Gesamtschule kann mit allen Parallel­
klassen mehrerer Jahrgänge an einem und allen 
Parallelklassen der übrigen Jahrgänge an anderen 
Teilstandorten geführt werden (horizontale Glie­
derung). Sie kann ausnahmsweise auch mit min­
destens sechs Parallelklassen pro Jahrgang einen 
Teilstandort mit zwei oder drei Parallelklassen 
pro Jahrgang führen, wenn nur dann das schuli­
sche Angebot der Sekundarstufe I in einer 
Gemeinde gesichert wird (vertikale Gliederung)." 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und in 
Satz 2 wird die Zahl ,,4" durch die Zahl ,,5" 
ersetzt. 

d) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7 und in 
Satz 1 wird die Zahl ,,5" durch die Zahl ,,6" 
ersetzt. 

11. § 93 Absatz 2 Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

,,3. die Klassengrößen und die Berechnungsgrundla­
gen für die Ermittlung der kommunalen Klassen­
richtzahl als Höchstgrenze für die zu bildenden Ein­
gangsklassen an Grundschulen,'.' 

12. In § 101 Absatz 4 wird die fußnote ,,**) Die Volks­
schule umfasst nach Artikel 12 Abs. 1 der Landesver­
fassung die Grundschule und die Hauptschule." auf­
gehoben. 

13. In § 103 Absatz 1 werden die Wörter "Bei der" durch 
das Wort "Die" ersetzt und die Wörter "die Anstel­
lung" gestrichen. 

14. Dem § 107 wird folgender Absatz 8 angefügt: 

,,(8) Für Lehrerinnen und Lehrer im Tarifbeschäfti­
gungsverhältnis an Ersatzschulen übernimmt das 
Land für den Fall der Zahlungsunfähigkeit des 
Ersatzschulträgers die Haftung für alle Wertgutha­
ben, die während der Fortdauer der Finanzierung 
nach § 105 bis § 115 unter Bezug auf § 7 e des Vierten 
Buches des Sozialgesetzbuches auf Grund einer Wert­
guthabenvereinbarung im Sinne des § 7 b des Vierten 
Buches des Sozialgesetzbuchs entstehen." 

15. § 115 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Absätze 3 bis 8 werden Absätze 2 
bis 7. 

16. In § 132 a Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 wird die Angabe 
"Artikel 7" durch die Angabe "Artikel 79" ersetzt. 

17. § 133 Absatz 3 wird aufgehoben. 

Artikel 2 
Übergangsvorschriften zu Artikel 1 

(1) Abweichend von den Regelungen zur Fortführung 
von eigenständigen Grundschulen nach § 82 Absatz 2 
und von Grundschulen als Teilstandorte nach § 83 Absatz 
1 können die Regelungen nach § 82 Absatz 2 Sätze 1 und 
2 und § 83 Absatz 1 des Schulgesetzes NRW vom 15. Feb­
ruar 2005 (GV NRW S. 102), zuletzt geändert durch Arti­
kel2 des Gesetzes vom 14. Februar 2012 (GV. NRW S. 97), 
übergangsweise bis zum Ende des Schuljahres 2017/2018 
angewendet werden, sofern die Höchstgrenze für die zu 
bildenden Eingangsklassen an Grundschulen nach der 
Verordnung gemäß § 93 Absatz 2 Nummer 3 nicht über­
schritten wird. 

(2) Die in § 83 Absatz 1 Satz 4 genannte Frist beginnt 
frühestens mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

(3) Die Landesregierung überprüft die Auswirkungen 
der Einführung einer kommunalen Klassenrichtzahl als 
Höchstgrenze für die zu bildenden Eingangsklassen an 
Grundschulen gemäß § 93 Absatz 2 Nummer 3 und 
unterrichtet den Landtag bis zum 31. Dezember 2018 
über das Ergebnis. 

Artikel 3 
Änderung des Lehrerausbildungsgesetzes 

Das Lehrerausbildungsgesetz vom 12. Mai 2009 (GV 
NRW S. 308) wird wie folgt geändert: 

§ 20 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 9 wird folgender Absatz 10 eingefügt: 

,,(10) Das für Schulen zuständige Ministerium kann 
durch Rechtsverordnung zulassen, dass, beginnend im 
Jahr 2013 bis letztmalig beginnend spätestens im 
Jahr 2018, Lehrerinnen und Lehrer mit einer anderen 
Lehramtsbefähigung die Befähigung für das Lehramt 
für sonderpädagogische Förderung (§ 3 Abs. 1 Nr. 5) 
durch eine berufsbegleitende Ausbildung in Verant­
wortung der Zentren für schulpraktische Lehreraus­
bildung und eine Staatsprüfung nach § 7 erwerben. 
Die Ausbildung ist auf eine sonderpädagogische 
Fachrichtung begrenzt, kann aber Elemente anderer 
sonderpädagogischer Fachrichtungen einbeziehen. 
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Die Ausbildung dauert 18 Monate. In einer Rechts­
verordnung nach Satz 1 regelt das Ministerium im 
Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen 
Ministerium und dem für Finanzen zuständigen 
Ministerium 

1. die Auswahl der sonderpädagogischen Fachrichtun­
gen nach Satz 2, 

2. Zugangs- und Zulassungsvoraussetzungen für die 
Ausbildung, die auch Regelungen zu Zuständigkeiten 
für dienstliche Beurteilungen umfassen können, 

3. die Zahl der Ausbildungsplätze, die den oberen 
Schulaufsichtsbehörden zur Besetzung zur Verfügung 
stehen, 

4. Organisation und Inhalte der Ausbildung und 

5. das Prüfungsverfahren." 

b) Der bisherige Absatz 10 wird Absatz 11. 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag 
nach derVerkündung in Kraft. Artikel 1 Nummer 16 tritt 
mit Wirkung vom 1. August 2012 in Kraft. 

Düsseldorf, den 13. November 2012 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
Nordrhein -Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

Sylvia L öhr man n 

Für den Finanzminister 

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

Guntram S c h n eid e r 

Für den Minister 
für Inneres und Kommunales 

Der Justizminister 

Thomas K u t s c hat y 

Für die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung 

221 

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

Ute Sc h ä f e r 

- Gy. NRW. 2012 S. 514 

Gesetz 
zur Errichtung einer Stiftung "Zoologisches For­
schungsmuseum Alexander Koenig - Leibniz-Ins­

titut für Biodiversität der Tiere" 
Vom 13. November 2012 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
zur Errichtung einer Stiftung "Zoologisches Forschungs­

museum Alexander Koenig - Leibniz-Institut 
für Biodiversität der Tiere" 

§1 
Errichtung der Stiftung 

(1) Das Land Nordrhein-Westfalen errichtet auf Dauer 
eine rechtsfähige Stiftung des öffentlichen Rechts unter 
dem Namen "Zoologisches Forschungsmuseum Alexan­
der Koenig - Leibniz-Institut für Biodiversität der Tiere'.' 
Die Stiftung entsteht mit Inkrafttreten dieses Gesetzes. 
Sie hat ihren Sitz in Bonn. 

(2) Die Stiftung führt ein Dienstsiegel. 

§2 
Stiftungszweck 

(1) Zweck der Stiftung ist es, artbezogene Biodiversitäts­
forschung zu betreipen und für den Wissenstransfer in die 
Fachwelt und die Offentlichkeit zu sorgen. Kernbestand 
der Stiftung sind die zoologischen Sammlungen. Schwer­
punkte der Forschung sind die Erfassung der zoologischen 
Artenvielfalt der Erde, die Analyse der Veränderung von 
Biodiversität durch Umweltfaktoren und durch Evoluti­
onsprozesse auf morphologischer und molekularer Ebene, 
Forschung im Kontext der Struktur und Funktion von 
Ökosystemen, Methodenentwicklung sowie Wissenschafts­
geschichte. Auftrag der Stiftung ist auch, naturkundliche 
Objekte von wissenschaftlicher und wissenschaftshistori­
scher Bedeutung sowie dazugehörige Literatur zu sam­
meln, zu bewahren, zu dokumentieren und für die For­
schung zu erschließen. Diese Forschungsergebnis~e und 
die Bestände der Sammlungen sollen zudem der Offent­
lichkeit in eigenständigen Schausammlungen, in Wechsel­
ausstellungen und mit weiteren Mitteln der öffentlichen 
Bildung zugänglich gemacht werden. Die Stiftung ist dar­
über hinaus beratend tätig. 

(2) Zur Erfüllung ihres Stiftungszwecks arbeitet die 
Stiftung mit der Universität Bonn und anderen For­
schungseinrichtungen zusammen. 

§3 
Stiftungssatzung 

(1) Die Stiftung gibt sich eine Satzung. Die Satzung 
regelt die konkrete Ausgestaltung des Stiftungszwecks 
nach § 2 Absatz 1, die Arbeitsweise und die Zusammen­
setzung der Organe sowie die organisatorische Gliede­
rung. Die Satzung wird vom Stiftungsrat mit einer Mehr­
h.eit von zwei Dritteln seiner Mitglieder beschlossen. 
Anderungen der Satzung bedürfen einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der Mitglieder des Stiftungsrates. Die Sat­
zung wird im Ministerialblatt für das Land Nordrhein­
Westfalen verkündet und tritt mit ihrer Bekanntgabe in 
Kraft. 

(2) Die Satzung sowie Änderungen der Satzung bedür­
fen der Genehmigung durch das für Forschung zustän­
dige Ministerium des Landes Nordrhein-Westfalen im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium des Landes 
Nordrhein -Westfalen. 

§4 
Stiftungsvermögen, Zuwendungen 

(1) Mit dem Errichtungszeitpunkt gehen das Vermögen, 
die Verbindlichkeiten und sämtliche Rechte und Pflichten 
der bisherigen Landeseinrichtung Zoologisches For­
schungsmuseum Alexander Koenig im Wege der Gesamt­
rechtsnachfolge auf die Stiftung über. 

(2) Das Vermögen besteht aus dem Eigentum an der 
Betriebs- und Geschäftsausstattung, den Sammlungen 
und Bibliotheken der bisherigen Einrichtung. Die 
Gebäude und Grundstücke werden der Stiftung zur sat­
zungsgemäßen Nutzung überlassen. 

(3) Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben aus 

1. den jährlichen Zuwendungen gemäß § 4 Absatz 5 die-
ses Gesetzes, 

2. Zuwendungen von Dritten und 

3. sonstigen Einnahmen. 

(4) Die Mittel der Stiftung dürfen ausschließlich zur 
Erfüllung der in § 2 Absatz 1 dieses Gesetzes genannten 
Zwecke verwendet werden. 
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